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1 Prüfungsauftrag

An die Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH, Berlin

Die Gesellschafterversammlung der Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH,

Berlin, hat uns in ihrer Sitzung am 17. November 2025 zum Abschlussprüfer ge-

wählt. Demgemäß beauftragte uns Frau Antje Willem als Geschäftsführerin der Ge-

sellschaft mit Datum vom 16. März 2026, den

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025

und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025

der Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH,

Berlin,

– nachfolgend auch Gesellschaft genannt –

unter Einbeziehung der Buchführung zu prüfen. Es handelt sich um eine Pflichtprü-

fung gemäß §§ 316 ff. HGB.

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten – auch im

Verhältnis zu Dritten – die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfe-

rinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die diesem Bericht

als abschließende Anlage beigefügt sind. Wir verweisen ergänzend auf die dort in

Ziffer 9 enthaltenen Haftungsregelungen und auf den Haftungsausschluss gegen-

über Dritten. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Ab-

schlussprüfung die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den

vorliegenden Bericht. Er wurde unter Beachtung berufsüblicher Grundsätze und des

Prüfungsstandards IDW PS 450 n. F. (10.2021) verfasst.
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2 Grundsätzliche Feststellungen

Lage der Gesellschaft

Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Die gesetzlichen Vertreter haben im Jahresabschluss, im Lagebericht und in sonsti-

gen Unterlagen zur Lage der Gesellschaft Stellung genommen. Gemäß § 321

Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den folgenden Ausführun-

gen vorweg zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter im Lagebericht und

im Jahresabschluss Stellung. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer ei-

genen Beurteilung der Lage der Gesellschaft ab, die wir im Rahmen unserer Prü-

fung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gewonnen haben.

Folgende Kernaussagen im Lagebericht, zu denen wir als Abschlussprüfer anschlie-

ßend Stellung nehmen, sind hervorzuheben:

1. Geschäftsverlauf

Der Geschäftsverlauf und die Lage der Gesellschaft werden seitens der Ge-

schäftsführung insgesamt als positiv eingeschätzt.

2. Ertragslage

Insgesamt ergab sich im Geschäftsjahr ein Überschuss in Höhe von

489 TEUR (Vorjahr: 691 TEUR). Damit stellt sich das Ergebnis deutlich positi-

ver als in der Planung prognostiziert (284 TEUR) dar. Dies ist insbesondere

auf die Auflösung der Rückstellung für zu erwartende Rückzahlungsrisiken

(107 TEUR), die im Zusammenhang mit den Coronahilfen des Jahres 2021

standen, der Auflösung der Rückstellung bzgl. der Vertragsstrafe Wateweg

(48 TEUR) sowie auf die Steigerung der Umsätze im Bereich der Eingliede-

rungs- und Jugendhilfe zurückzuführen.

Das Betriebsergebnis ist mit 510 TEUR (Vorjahr 740 TEUR) um 230 TEUR ge-

sunken, was im Wesentlichen höheren Personalaufwendungen geschuldet ist.
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Die Umsatzerlöse erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr um 440 TEUR auf

9.158 TEUR (Vorjahr 8.718 TEUR). Hierfür waren Kostensatzsteigerungen

und die Erweiterung des Angebots im Bereich der Eingliederungshilfe maß-

geblich. Die Projektzuwendungen von 1.123 TEUR (Vorjahr 1.511 TEUR) sind

um 388 TEUR zurückgegangen. Im Vorjahr waren einmalige Mittel für die Refi-

nanzierung der ausgezahlten Inflationsprämie enthalten (310 TEUR). Der Per-

sonalaufwand stieg um 304 TEUR auf 7.348 TEUR (Vorjahr 7.044 TEUR).

Trotz eines leichten Rückgangs der durchschnittlich beschäftigten Vollkräfte

waren hierfür insbesondere die unterjährigen Tarifanpassungen sowie höhere

Rückstellungen für Urlaub und Mehrarbeit und für eine Abfindung maßgeblich.

3. Vermögens- und Finanzlage

Zum 31. Dezember 2025 belief sich das Gesamtvermögen der Gesellschaft

auf 11.940 TEUR, zu Jahresbeginn betrug es 11.528 TEUR. Das Anlagever-

mögen stieg im Geschäftsjahr um 191 TEUR. Den Abschreibungen in Höhe

von 399 TEUR stehen Investitionen in Höhe von 590 TEUR gegenüber. Die

Anlagenquote beträgt wie im Vorjahr 67,0 %.

Im Geschäftsjahr wurde die Bebauung des Erbbaugrundstückswateweg mit ei-

ner Kleinstwohnanlage von 8 Wohneinheiten für Menschen mit psychischen

Erkrankungen fertiggestellt. Außerdem begann die Gesellschaft mit dem Um-

bau des Hauses 34, das zu einer therapeutischen Wohngemeinschaft herge-

richtet wird. Die Fertigstellung ist für das Geschäftsjahr 2026 geplant. 

Die Barliquidität ist um 80 TEUR auf 2.863 TEUR (Vorjahr 2.783 TEUR) ge-

stiegen. Die Erhöhung ist im Wesentlichen auf die Erhöhung des passiven

Rechnungsabgrenzungspostens (Vorauszahlungen der Kostenträger) zurück-

zuführen.

Die Gesellschaft ist in Höhe von 10.530 TEUR (Vorjahr 10.042 TEUR) durch

Eigenkapital finanziert. Die Eigenkapitalquote beträgt 88,0 % (Vorjahr 87,0 %).

Das langfristige Kapital beträgt im Verhältnis zum langfristigen Vermögen

130 % (Vorjahr 128 %). Die kurzfristig verfügbaren Vermögenswerte überstei-

gen das kurzfristige Fremdkapital um 2.482 TEUR (Vorjahr 2.238 TEUR). Die
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Gesellschaft ist fristenkongruent refinanziert. Sie weist unverändert eine solide

und stabile Vermögens- und Finanzlage auf und war jederzeit in der Lage,

ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukommen.

Zu 3. Gemessen am betriebsgewöhnlichen monatlichen Finanzbedarf (812 TEUR)

deckt die Liquidität auf kurze Sicht den Finanzbedarf für 3,2 Monate nach

3,0 Monaten im Vorjahr. Die Liquiditätslage ist als solide zu bezeichnen.

4. Chancen und Risiken

Auch im Land Berlin bleibt der finanzielle Handlungsspielraum aufgrund stei-

gender Sozialabgaben, Zinsbelastungen und Investitionserfordernissen einge-

schränkt. Steigende Personal- und Sachkosten treffen auf einen zunehmen-

den Kostendruck bei den öffentlichen Leistungsträgern, wodurch sich Ent-

geltverhandlungen erschweren und zeitlich verzögern können. Strukturel-

le Defizite im Bereich der Eingliederungshilfe (zersplitterte Zuständigkeiten,

steigende Verwaltungskosten und eine unzureichende Datenbasis) verstärken

diese Problematik. Vor diesem Hintergrund sind Reformen mit dem Ziel einer

stärkeren Zentralisierung, Digitalisierung und Standardisierung zu erwarten.

Hieraus ergeben sich zusätzliche Risiken für die Gesellschaft. Iinsbesondere

ist mit einer Einschränkung des Handlungsspielraums durch strengere Vorga-

ben und intensivere Kontrollmechanismen zu rechnen. Die anstehenden Sys-

temumstellungen in den Jahren 2026 und 2027 werden zu einer erhöhten ad-

ministrative Belastung führen, zudem ist mit Verzögerungen im Bewilligungs-

und Abrechnungsprozess zu rechnen. 

Auch in der Jugendhilfe ist mit restriktiveren Steuerungsansätzen zu rechnen.

Gleichzeitig führt der anhaltende Fachkräftemangel sowohl für die Verwaltung

(verzögerte Entscheidungsprozesse und Konzentration auf akute Fälle) als

auch für die Gesellschaft selbst (Aufrechterhaltung der Angebote) zu Risiken.

Zuwendungsfinanzierte Projekte unterliegen weiterhin einer hohen Planungs-

unsicherheit. In einem angespannten Haushaltsumfeld ist mit steigenden Kür-

zungsrisiken zu rechnen. Insgesamt ist davon auszugehen, dass sich die wirt-
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schaftlichen und strukturellen Rahmenbedingungen kurzfristig weiter verschär-

fen und die Risikolage der Gesellschaft erhöhen. 

Chancen sieht die Geschäftsführung in einer stabilen Nachfrage nach Unter-

stützungsleistungen. Die Gesellschaft verfügt über eine breite und differenzier-

te Angebotspalette, die geeignet ist, Schwankungen in der Auslastung einzel-

ner Leistungsbereiche teilweise zu kompensieren. Chancen ergeben sich ins-

besondere aus der Erweiterung der Angebotsstruktur. Der anhanltende Bedarf

an Wohnraum in Verbindung mit psychosozialer Betreuung eröffnet Möglich-

keiten zur bedarfsgerechten Erweiterung und Anpassung der bestehen-

den Angebote. Bereits eingeleitete Investitions- und Umnutzungsmaßnah-

men können aus Sicht der Geschäftsführung hierzu einen wesentlichen Bei-

trag leisten. Darüber hinaus können die vorgesehenen Reformen der

Eingliederungshilfe mittel- bis langfristig zu einer verbesserten Steue-

rung, erhöhter Transparenz und effizienteren Prozessen führen.

In der Gesamtschau geht die Geschäftsführung davon aus, dass die Risiken

kurzfristig überwiegen, wahrend die Chancen insbesondere mittel- bis langfris-

tig realisieren lassen.

5. Prognose

Für das Geschäftsjahr 2026 wird ein positives Ergebnis von 266 TEUR erwar-

tet. Die Planung basiert auf einer stabilen Nachfrage, berücksichtigt jedoch

vorsorglich Schwankungen in der Auslastung sowie Unsicherheiten in der Refi-

nanzierung. 

Kurzfristig ist weiterhin von angespannten wirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen auszugehen, insbesondere betreffend die Entwicklung der öffentlichen

Haushalte sowie die Umsetzung der angekündigten Reformprozesse. Gleich-

zeitig ist die Gesellschaft aufgrund ihrer etablierten Angebotsstruktur grund-

sätzlich gut positioniert. 
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Bestandsgefährdende Risiken sind aus der derzeitigen Sicht der Geschäfts-

führung nicht erkennbar. Insgesamt wird für das Geschäftsjahr 2026 von einer

stabilen wirtschaftlichen Entwicklung ausgegangen. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

halten wir die Darstellung und Beurteilung der Lage des Unternehmens und seiner

voraussichtlichen Entwicklung durch die gesetzlichen Vertreter im Jahresabschluss

und im Lagebericht für zutreffend. 
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3 Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Wir haben dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und dem Lagebericht für

das Geschäftsjahr 2025 der Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH, Berlin, in

der Fassung der Anlagen I bis IV den folgenden uneingeschränkten Bestätigungs-

vermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH, Berlin

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH,

Berlin, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und

Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025

sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Wuhletal-

Psychosoziales Zentrum gGmbH, Berlin, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

zum 31. Dezember 2025 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ih-

rer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025

und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der La-

ge der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in

Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-

fend dar.
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-

wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung

durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist

im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-

schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den

deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere

sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen

erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-

reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jah-

resabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für
den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresab-

schlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-

lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-

lichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-

mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig

bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der

frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen

(d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irr-

tümern ist.

16 27987.25



Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-

antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-

keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-

sammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,

anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilan-

zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenste-

hen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des La-

geberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-

mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risi-

ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen

Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie

als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-

stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermögli-

chen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht

erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung
des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-

abschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von

dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-

langen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Er-

kenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht

und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie

einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-

schluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür,

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
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Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets

aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern re-

sultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-

resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von

Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen

im Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder

Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken

durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind,

um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine

aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht auf-

gedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende we-

sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollu-

sives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-

rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten

können.

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten

Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter

den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil

zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrun-

gen und Maßnahmen abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-

genden Angaben.
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• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung

der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder

Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-

schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu

dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-

pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-

schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben

unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä-

tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-

gebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-

menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegen-

den Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss un-

ter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und

Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unter-

nehmens.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-

chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die

den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge-

legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung

der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-

fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegen-

den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
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Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben

abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-

planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-

stellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die

wir während unserer Prüfung feststellen. 

Berlin, 30. Juni 2026

Solidaris Revisions-GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft
Zweigniederlassung Berlin

gez. Dr. Thomas Drove
Dr. Thomas Drove
Wirtschaftsprüfer

gez. Joris Pelz
Joris Pelz

Wirtschaftsprüfer
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4 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der aus Bilanz, Gewinn- und

Verlustrechnung und Anhang bestehende Jahresabschluss (Anlagen I bis III) und

der Lagebericht für das Geschäftsjahr (Anlage IV). Der vorliegende Jahresabschluss

wurde nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellt. Die maßge-

benden Rechnungslegungsgrundsätze für unsere Prüfung des Jahresabschlusses

waren die Rechnungslegungsvorschriften der §§ 242 bis 256a und der §§ 264 bis

288 HGB sowie die Sondervorschriften des GmbHG. Die Prüfung erstreckte sich

darauf, ob die für die Rechnungslegung geltenden deutschen gesetzlichen Vor-

schriften einschließlich der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

beachtet worden sind.

Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss in Ein-

klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften (insbesondere § 289 HGB)

entspricht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-

telt. Dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend dargestellt sind.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu

den Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üb-

licherweise Rückwirkungen auf die dargestellten Prüfungsgegenstände ergeben. Ei-

ne Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbeson-

dere ob alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Ge-

genstand unseres Prüfungsauftrags. 

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sind für die Buchführung, die Aufstellung

des Jahresabschlusses und des Lageberichtes und die dazu eingerichteten internen

Kontrollen sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es,

die von den gesetzlichen Vertretern vorgelegten Unterlagen und die gemachten An-

gaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung unter Einbeziehung der Buch-

führung zu beurteilen.
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Die Jahresabschlussprüfung sowie die Fertigung des Prüfungsberichtes haben wir

mit Unterbrechungen in den Monaten April bis Juni 2026 in unseren Büroräumen in

Berlin durchgeführt. 

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von den

gesetzlichen Vertretern und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig er-

bracht worden. Ergänzend hierzu haben uns die gesetzlichen Vertreter in der berufs-

üblichen Vollständigkeitserklärung schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und

in dem zu prüfenden Jahresabschluss alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte,

Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwen-

dungen und Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht und uns alle

bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter

Entwicklungen alle für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Ge-

sichtspunkte sowie die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgänge

von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres haben sich nach

dieser Erklärung nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt ge-

worden.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung be-

rufsüblicher Grundsätze sowie der Prüfungsstandards und -hinweise des IDW vor-

genommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass mit hin-

reichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Buchführung der Jahresab-

schluss und der Lagebericht frei von falschen Darstellungen aufgrund von dolosen

Handlungen oder Irrtümern sind.

Die Prüfung hat sich nicht darauf erstreckt, ob der Fortbestand des geprüften Unter-

nehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zuge-

sichert werden können.

Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die Angaben in Buchführung Jahres-

abschluss und Lagebericht in ausreichendem und geeignetem Umfang eingeholt.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs-

und Gliederungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen
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Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und

des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend

sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil bildet.

Die von uns durchgeführte Prüfung hielt sich in dem für die Untersuchung der Be-

weiskraft der Buchführung erforderlichen und für die Prüfung von Ausweis, Nach-

weis und Angemessenheit der Wertansätze der Bilanzposten gebotenen Rahmen.

Auf dieser Basis haben wir die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberich-

tes unter Beachtung der Grundsätze gewissenhafter Berufsausübung mit der Ziel-

setzung angelegt, wesentliche falsche Darstellungen aufgrund von dolosen Hand-

lungen oder Irrtümern bezüglich der gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung

zu erkennen, die sich auf die Darstellung eines den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage i. S. d. § 264 Abs. 2

HGB wesentlich auswirken, jedoch ohne spezielle Ausrichtung auf eine Unterschla-

gungsprüfung.

Grundlage unseres risikoorientierten Prüfungsvorgehens ist die Erarbeitung einer

Prüfungsstrategie und eines darauf abgestimmten Prüfprogramms mit dem Ziel,

ausreichende geeignete Prüfungsnachweise zu erlangen, um das Prüfungsrisiko auf

ein vertretbar niedriges Maß zu reduzieren. Die Prüfungsstrategie basiert auf der

Beurteilung des wirtschaftlichen und rechtlichen Umfelds des Unternehmens sowie

seiner Ziele, Strategien und Geschäftsrisiken. Sie wird darüber hinaus von der Grö-

ße und Komplexität des Unternehmens und der Wirksamkeit seiner rechnungsle-

gungsbezogenen internen Kontrollen beeinflusst. Die hieraus gewonnenen Erkennt-

nisse haben wir bei der Auswahl und dem Umfang unserer analytischen Prüfungs-

handlungen (Plausibilitätsbeurteilungen) und der Einzelfallprüfungen hinsichtlich der

Bestandsnachweise, des Ansatzes, des Ausweises und der Bewertung im Jahresab-

schluss berücksichtigt (Prüfprogramm).

Im Rahmen dieser Vorgehensweise haben wir für das Berichtsjahr folgenden

Schwerpunkt gebildet:

– Vollständigkeit und Genauigkeit der Personalaufwendungen.
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Im Rahmen seiner Beurteilung haben wir die Wirksamkeit der rechnungslegungsbe-

zogenen internen Kontrollen sowie die zugrunde liegenden Prozessabläufe geprüft.

Die Erkenntnisse aus der Prüfung der Prozesse und der internen Kontrollen haben

wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen und der Einzelfallprüfun-

gen berücksichtigt. Den Umfang unserer Einzelfallprüfungen haben wir durch be-

wusste Auswahl bestimmt. Die Auswahl wurde so vorgenommen, dass sie der wirt-

schaftlichen Bedeutung der einzelnen Posten des Jahresabschlusses Rechnung

trägt und es ermöglicht, die Einhaltung der gesetzlichen Rechnungslegungsvor-

schriften ausreichend zu prüfen.

Die dem Lagebericht zugrunde liegenden Prämissen und Prognosen wurden hin-

sichtlich ihrer Plausibilität geprüft. 

Sowohl bei der Planung und Durchführung der Prüfung als auch bei der Beurteilung

der Auswirkungen von identifizierten falschen Darstellungen auf den Jahresab-

schluss oder den Lagebericht haben wir das Konzept der Wesentlichkeit beachtet;

ferner wurden auch Feststellungen aus vorangegangenen Jahresabschlussprüfun-

gen berücksichtigt. 

Im Rahmen der Nachweisprüfung wurden Engagementbestätigungen der Kreditinsti-

tute sowie Saldenbestätigungen von Lieferanten (Stichproben) eingeholt.

Saldenbestätigungen von Sozialleistungsträgern wurden nicht eingeholt, da diese

Träger derartige Nachweise aus organisatorischen Gründen nicht erstellen können.

Von der Richtigkeit der Salden haben wir uns durch geeignete alternative Prüfungs-

handlungen überzeugt.

In der Prüfungsplanung haben wir neben dem oben beschriebenen Prüfungsansatz

den zeitlichen Prüfungsablauf und den Einsatz von Mitarbeitern festgelegt. 

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen

sind in unseren Arbeitspapieren festgehalten.
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5 Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

5.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

5.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Organisation der Buchführung und die rechnungslegungsbezogenen internen

Kontrollen ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfas-

sung und Buchung der Geschäftsvorfälle. Die Organisation des Rechnungswesens

ist den Verhältnissen der Gesellschaft angemessen. Die Buchführung und die weite-

ren geprüften Unterlagen einschließlich des Belegwesens der Gesellschaft entspre-

chen damit nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen gesetzlichen Vorschriften einschließlich der deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung. Die Prüfung ergab keine Einwendungen.

5.1.2 Jahresabschluss

Ausgangspunkt der Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem uneinge-

schränkten Bestätigungsvermerk vom 20. Mai 2025 testierte Jahresabschluss zum

31. Dezember 2024; er wurde mit Gesellschafterbeschluss vom 5. September 2025

festgestellt.

Die Gesellschaft ist zum Abschlussstichtag als mittelgroße Kapitalgesellschaft

i. S. d. § 267 Abs. 2 HGB einzustufen. Im Jahresabschluss der Gesellschaft wurden

alle für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und alle größenabhängigen,

rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen beachtet. Bi-

lanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung

entwickelt. Die gesetzlich vorgeschriebenen Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvor-

schriften wurden beachtet. 

Die Gliederung der Bilanz (Anlage I) erfolgt gemäß § 266 HGB. Die Gewinn- und

Verlustrechnung (Anlage II) wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275

Abs. 2 HGB gegliedert.
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Der Anhang (Anlage III) ist klar und übersichtlich. Alle gesetzlich geforderten Einzel-

angaben sowie die wahlweise in den Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz

sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung sind vollständig und zutreffend dargestellt.

Hinsichtlich der Prüfungsschwerpunkte haben sich keine Einwendungen ergeben.

Die Gesellschaft hat unter Bezugnahme auf die Ausnahmeregelung des § 286

Abs. 4 HGB die Anhangsangabe der im Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge

der Mitglieder der Geschäftsführung nach § 285 Nr. 9a HGB zu Recht unterlassen.

Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen in allen wesent-

lichen Belangen den deutschen gesetzlichen Vorschriften.

5.1.3 Lagebericht

Der Lagebericht (Anlage IV) entspricht nach unseren Feststellungen in allen wesent-

lichen Belangen den deutschen gesetzlichen Vorschriften.

5.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

5.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir zu der in unserem Be-

stätigungsvermerk getroffenen Beurteilung gelangt, dass der Jahresabschluss ins-

gesamt, d. h. im Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie

Anhang, unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,

Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

5.2.2 Wesentliche Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen

Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Bilanzierungs- und Be-

wertungsmethoden wurden beibehalten, ebenso wurden bestehende mögliche Aus-

weiswahlrechte in Übereinstimmung zum Vorjahr vorgenommen. Zu weiteren Einzel-

heiten verweisen wir auf den Anhang.
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5.3 Wirtschaftliche Lage und sonstige Erläuterungen

Im Folgenden wird zur Ertragslage durch einen Periodenvergleich Stellung genom-

men. Anschließend wird anhand der Vermögens- und Kapitalstruktur, der Deckung

und der Liquiditätslage die Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft dargestellt.

5.3.1 Ertragslage

Periodenvergleich

2025 2024 2023
Veränderung
2025/2024

TEUR TEUR TEUR TEUR %
E R T R A G

Umsatzerlöse 9.158 8.718 8.351 440 5,0

Zuwendungen und Zuschüsse 1.123 1.511 1.126 -388 25,7

Sonstige betriebliche Erträge 208 30 27 178 -

Spenden 9 10 6 -1 10,0

Übrige Erträge 134 154 134 -20 13,0

10.632 10.423 9.644 209 2,0

A U F W A N D

Personalaufwendungen 7.348 7.043 6.575 305 4,3

Lebensmittel 135 125 131 10 8,0

Wasser, Energie, Brennstoffe 224 223 233 1 0,4

Wirtschaftsbedarf/Betreuungs-
bedarf 409 385 371 24 6,2

Verwaltungsbedarf 40 37 29 3 8,1

Aufwendungen für zentrale
Dienstleistungen 473 367 340 106 28,9

Steuern, Abgaben, Versiche-
rungen 82 80 78 2 2,5

Sonstige ordentliche Aufwen-
dungen 1.028 1.107 975 -79 7,1

Abschreibungen 399 359 338 40 11,1

Zinsen und ähnliche Aufwen-
dungen 5 6 7 -1 16,7

10.143 9.732 9.077 411 4,2

Jahresergebnis 489 691 567 -202
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5.3.2 Vermögens- und Finanzlage

Vermögens- und Kapitalstruktur

31.12.2025 31.12.2024
Verände-

rung
TEUR % TEUR % TEUR

A K T I V S E I T E

Langfristiges Vermögen

Immaterielle Vermögensgegen-
stände 26 0 26

Sachanlagen 7.912 7.747 165

Finanzanlagen 30 30 0

Forderungen gegen verbundene
Unternehmen 262 286 -24

Sonstige Vermögensgegenstände 10 12 -2
8.240 69,0 8.075 70,1 165

Kurzfristiges Vermögen

Vorräte 19 16 3

Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen 783 590 193

Forderungen gegen verbundene
Unternehmen 2 9 -7

Sonstige Vermögensgegenstände 15 43 -28

Rechnungsabgrenzungsposten 18 12 6

Geldmittel 2.863 2.783 80
3.700 31,0 3.453 29,9 247

11.940 100,0 11.528 100,0 412
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31.12.2025 31.12.2024
Verände-

rung
TEUR % TEUR % TEUR

P A S S I V S E I T E

Langfristiges Kapital

Eigenkapital 10.530 10.042 488

Sonderposten für Zuwendungen 6 6 0

Sonstige Rückstellungen 13 13 0

Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 171 250 -79

Übrige langfristige Verbindlich-
keiten 2 2 0

10.722 89,8 10.313 89,5 409

Kurzfristiges Kapital

Sonstige Rückstellungen 271 445 -174

Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 78 76 2

Verbindlichkeiten aus Liefe-
rungen und Leistungen 180 108 72

Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen Unternehmen 123 43 80

Übrige Verbindlichkeiten und
Rechnungsabgrenzungs-
posten 566 543 23

1.218 10,2 1.215 10,5 3

11.940 100,0 11.528 100,0 412
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Deckung

Aus der Gegenüberstellung des langfristigen Kapitals und der Vermögenswerte ent-

sprechender Fristigkeit lässt sich im Vorjahresvergleich folgende Deckung ermitteln: 

31.12.2025 31.12.2024
Verände-

rung
TEUR TEUR TEUR

Langfristiges Kapital 10.722 10.313 409

Langfristiges Vermögen -8.240 -8.075 -165

Überdeckung des langfristigen
Vermögens durch langfristiges
Kapital 2.482 2.238 244

Die Deckung ist gegenüber dem Bilanzstichtag des Vorjahres um 244 TEUR gestie-

gen. Die betriebswirtschaftlich wünschenswerte Übereinstimmung von Kapitalbin-

dungs- und -überlassungsfristen ist weiterhin gegeben. Diese Veränderung ist auf

folgende Faktoren zurückzuführen:

TEUR TEUR
Finanzwirtschaftlicher Überschuss

Jahresüberschuss 489

Nicht geförderte, nicht ausgleichs-
fähige Abschreibungen 398 887

Nicht geförderte Investitionen (sal-
diert mit Abgängen) -590

Tilgung Ausleihungen 24

Tilgung nicht geförderter Darlehen -79

Sonstige Auswirkungen 2

244
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Liquiditätslage

Die vorstehende Überdeckung stellt das Netto-Umlaufvermögen bzw. die Liquidität

auf mittlere Sicht als Ausgangspunkt weiterer Liquiditätsbetrachtungen dar.

31.12.2025 31.12.2024
Verände-

rung
TEUR TEUR TEUR

Liquidität auf mittlere Sicht/
Netto-Umlaufvermögen 2.482 2.238 244

Vorräte -19 -16 -3

Urlaubs- und Überstundenrück-
stellung 109 87 22

Liquidität auf kurze Sicht 2.572 2.309 263

Betriebsgewöhnlicher monat-
licher Finanzbedarf 812 781 31

Deckungsfaktor in Monaten
(Verhältnis Liquidität auf kur-
ze Sicht zu betriebsgewöhn-
lichem Finanzbedarf) 3,2 3,0 0,2

Wir weisen darauf hin, dass die Betrachtungen zur Zahlungsbereitschaft stichtags-

bezogen sind. Eine längerfristige Prognose ist aus ihnen wegen der Änderung der

Bezugsgrößen durch nachfolgende Geschäftsvorfälle nicht ohne Weiteres ableitbar.
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6 Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht über unsere Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. De-

zember 2025 und des Lageberichtes für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum

31. Dezember 2025 der Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH, Berlin, erstatten

wir in Übereinstimmung mit § 321 HGB unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Erstellung von Prüfungsberichten des Instituts der Wirtschaftsprüfer in

Deutschland e. V., Düsseldorf (IDW PS 450 n. F. (10.2021)).

Zu dem von uns erteilten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk verweisen wir auf

Tz. 3 Wiedergabe des Bestätigungsvermerks.

Berlin, 30. Juni 2026

Solidaris Revisions-GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft
Zweigniederlassung Berlin

Dr. Thomas Drove
Wirtschaftsprüfer

Joris Pelz
Wirtschaftsprüfer
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Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH
Berlin

Bilanz zum 31. Dezember 2025

A K T I V S E I T E

31.12.2025 31.12.2024
EUR TEUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerb-
liche Schutzrechte und ähnliche Rechte und 
Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten 
und Werten 26.198,00 0

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte
und Bauten einschließlich der Bauten 
auf fremden Grundstücken 7.416.694,24 6.023

2. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung 246.730,00 176

3. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im
Bau 248.330,55 1.548

7.911.754,79 7.747
III. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 500,00 1

2. Sonstige Ausleihungen 29.764,00 29

30.264,00 30

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Vorräte

Fertige Erzeugnisse und Waren 18.846,36 16

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegen-
stände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leis-
tungen 782.982,79 590

2. Forderungen gegen verbundene Unter-
nehmen 264.318,50 295

3. Sonstige Vermögensgegenstände 25.051,88 55

1.072.353,17 940
III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditins-

tituten 2.863.347,09 2.783

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 17.769,52 12

11.940.532,93 11.528
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P A S S I V S E I T E

31.12.2025 31.12.2024
EUR TEUR

A. EIGENKAPITAL

I. Gezeichnetes Kapital 50.000,00 50

II. Kapitalrücklage 467.827,87 468

III. Gewinnrücklagen

Andere Gewinnrücklagen 9.523.955,94 8.833

IV. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 488.514,01 691

10.530.297,82 10.042

B. SONDERPOSTEN AUS ZUWENDUNGEN ZUR
FINANZIERUNG DES ANLAGEVERMÖGENS 5.908,00 6

C. RÜCKSTELLUNGEN

Sonstige Rückstellungen 284.165,00 458

D. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 249.020,55 326
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem

Jahr 77.840,08 EUR (Vorjahr 77 TEUR)
- davon mit einer Restlaufzeit von mehr

als einem Jahr 171.180,47 EUR
(Vorjahr 249 TEUR)

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis-
tungen 180.174,21 108
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem

Jahr 180.174,21 EUR (Vorjahr 108 TEUR)

3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen
Unternehmen 122.613,90 43
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem

Jahr 122.613,90 EUR (Vorjahr 43 TEUR)
- davon gegenüber Gesellschaftern

107.865,81 EUR (Vorjahr 38 TEUR)

4. Sonstige Verbindlichkeiten 110.039,13 145
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem

Jahr 107.836,44 EUR (Vorjahr 143 TEUR)
- davon mit einer Restlaufzeit von mehr als

einem Jahr 2.202,69 EUR
(Vorjahr 2 TEUR)

661.847,79 622

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 458.314,32 400
11.940.532,93 11.528
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Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH
Berlin

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2025

2025 2024
EUR TEUR

1. Umsatzerlöse 9.157.643,98 8.718

2. Zuwendungen und Zuschüsse 1.123.377,62 1.511

3. Mitgliedsbeiträge, Spenden und Vermächtnisse 8.946,74 10

4. Erhöhung oder Verminderung des Bestands an
fertigen und unfertigen Erzeugnissen 2.966,88 0

5. Sonstige betriebliche Erträge 335.666,70 173

10.628.601,92 10.412
6. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe und für bezogene Waren 491.561,07 475

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 276.792,78 258
768.353,85 733

7. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 6.024.175,00 5.830

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung und für Unterstützung 1.324.096,55 1.213
- davon für Altersversorgung

9.045,20 EUR (Vorjahr 10 TEUR)
7.348.271,55 7.043

Zwischenergebnis 2.511.976,52 2.636

8. Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens und 
Sachanlagen 398.873,54 359

9. Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.607.537,05 1.575

Zwischenergebnis 505.565,93 702

10. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 3.730,38 11

11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 4.778,08 6

12. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 580,77 3

13. Ergebnis nach Steuern 503.937,46 704

14. Sonstige Steuern 15.423,45 13

15. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 488.514,01 691

Anlage II





































Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH
Berlin

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH, Berlin

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH,

Berlin, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und

Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025

sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Wuhletal-

Psychosoziales Zentrum gGmbH, Berlin, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

zum 31. Dezember 2025 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ih-

rer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025

und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der La-

ge der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in

Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-

fend dar.
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-

wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung

durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist

im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-

schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den

deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere

sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen

erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-

reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jah-

resabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für
den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresab-

schlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-

lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-

lichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-

mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig

bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der

frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen

(d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irr-

tümern ist.
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-

antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-

keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-

sammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,

anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilan-

zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenste-

hen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des La-

geberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-

mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risi-

ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen

Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie

als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-

stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermögli-

chen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht

erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung
des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-

abschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von

dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-

treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen

Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Er-

kenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht

und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie

einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-

schluss und zum Lagebericht beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür,

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets

aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern re-

sultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-

resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von

Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen

im Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder

Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken

durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind,

um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine

aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht auf-

gedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende we-

sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollu-

sives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-

rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten

können.

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten

Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter

den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil

zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrun-

gen und Maßnahmen abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-
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setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-

genden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung

der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder

Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-

schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu

dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-

pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-

schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben

unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä-

tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-

gebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-

menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegen-

den Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss un-

ter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und

Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unter-

nehmens.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-

chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die

den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge-

legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung
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der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-

fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegen-

den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares

Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben

abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-

planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-

stellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die

wir während unserer Prüfung feststellen. 

Berlin, 30. Juni 2026

Solidaris Revisions-GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft
Zweigniederlassung Berlin

Dr. Thomas Drove
Wirtschaftsprüfer

Joris Pelz
Wirtschaftsprüfer
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Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH
Berlin

Rechtliche Grundlagen

Name Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH

Sitz Berlin

Rechtsform Gesellschaft mit beschränkter Haftung

Handelsregister Amtsgericht Berlin Charlottenburg; HRB 74554 B; letz-
te Eintragung vom 3. Februar 2023

Gesellschaftsvertrag vom 16. Dezember 1999, zuletzt geändert am 8. De-
zember 2021

Unternehmensgegenstand Die Gesellschaft unterstützt, begleitet, pflegt und ver-
sorgt rat- und hilfesuchende, hilfsbedürftige ein-
schließlich behinderter und kranke Menschen. Dazu
errichtet und betreibt die Gesellschaft Einrichtungen
der Behinderten-, Alten-, Jugend- und Krankenhilfe.
Insbesondere werden Einrichtungen der Hilfe für psy-
chisch Kranke, seelisch Behinderte und suchtkranke
Menschen betrieben. Die Gesellschaft schafft und be-
treibt ambulante, teilstationäre oder stationäre sowie
weitere sozialpädagogische, sozialbetreuerische und
sozialpflegerische Dienste und Einrichtungen zur Er-
füllung ihrer Aufgaben. Die Gesellschaft unterstützt
Selbsthilfeaktivitäten der betroffenen Personen, deren
Eingliederung in das Arbeitsleben, Initiativen sozialkul-
turellen Charakters sowie Einrichtungen der Krisen-
intervention. Die Gesellschaft erfüllt ihren Zweck ins-
besondere durch das Errichten und Betreiben von Ein-
richtungen des betreuten Wohnens für den genannten
Personenkreis und Behindertenwohnheimen, Tages-
stätten für kranke und behinderte Menschen und Be-
ratungsstellen für diesen Personenkreis.

Geschäftsjahr Kalenderjahr
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Stammkapital 50.000,00 EUR

Gesellschafter Volkssolidarität Landesverband Berlin e. V., Berlin,
26.000,00 EUR (= 52,0 %)

Wuhlgarten - Hilfsverein für psychisch Kranke e. V.,
Berlin, 24.000,00 EUR (= 48,0 %)

Organe Gesellschafterversammlung

Geschäftsführung

Geschäftsführung Frau Antje Willem, Berlin 

Prokura Frau Ramona Taubert, Berlin

Regelung der Vertretung Ist ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er die Ge-
sellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer be-
stellt, wird die Gesellschaft gemeinschaftlich durch
zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäftsfüh-
rer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten.
Einzelvertretungsbefugnis kann erteilt werden.

Die Geschäftsführer sind von den Beschränkungen
des § 181 BGB befreit.

Feststellung des Vorjahres-
abschlusses und Entlas-
tung der Geschäftsfüh-
rung in der Gesellschafterversammlung am 5. September

2025

Steuerliche Verhältnisse Finanzamt I Berlin

Steuernummer 27/029/31542

Körperschaft- und Gewerbesteuerfreistellungsbe-
scheid für das Kalenderjahr 2024 vom 15. April 2026
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Wuhletal-Psychosoziales Zentrum gGmbH
Berlin

Stand Inanspruch- Stand
1.1.2025 nahme Auflösung Zuführung Zinseffekt 31.12.2025

EUR EUR EUR EUR EUR EUR
Personalrückstellungen

Urlaub 43.800,00 43.800,00 0,00 61.110,00 0,00 61.110,00

Überstunden 42.580,00 42.580,00 0,00 47.610,00 0,00 47.610,00

Rückstellung Zuschläge
Nacht/Wochenende 22.080,00 22.080,00 0,00 20.600,00 0,00 20.600,00

Abfindung 0,00 0,00 0,00 30.000,00 0,00 30.000,00

Berufsgenossenschaft 4.920,00 2.959,70 1.960,30 4.940,00 0,00 4.940,00

113.380,00 111.419,70 1.960,30 164.260,00 0,00 164.260,00

Übrige Rückstellungen

Rückzahlungsrisiken
Coronahilfen 190.152,08 40.337,12 106.749,96 0,00 0,00 43.065,00

Rückzahlungsrisiken
Projektzschüsse 0,00 0,00 0,00 11.000,00 0,00 11.000,00

Risiko Vertragsstrafe 
Bauvorhaben 48.000,00 0,00 48.000,00 0,00 0,00 0,00

Rückstellungen Instand-
haltung 44.500,00 44.318,86 181,14 17.490,00 0,00 17.490,00

Ausstehende Rechnungen 30.000,00 16.345,64 13.654,36 15.000,00 0,00 15.000,00

Archivierungsrückstellung 12.970,00 0,00 0,00 280,00 170,00-         13.080,00

Jahresabschluss extern/
Steuererklärung 18.623,00 13.143,55 509,45 15.300,00 0,00 20.270,00

344.245,08 114.145,17 169.094,91 59.070,00 170,00-         119.905,00366.464,00 163.405,64 3,36 188.013,00 0,00

457.625,08 225.564,87 171.055,21 223.330,00 170,00-         284.165,00

Zusammensetzung und Entwicklung der sonstigen Rückstellungen
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